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Teilweise Gewährung  der  
unentgeltlichen Rechtspflege  

Art. 118  Abs.  1  und Abs.  2  ZPO 
Eine teilweise Gewährung  der  unentgeltlichen Rechts-

pflege im Sinne einer Befreiung bloss  von  Vorschuss-

und Sicherheitsleistungen ist zulässig.  [323]  
BGer  5А_997/2014  vom  27.  August  2015  (BGE  141 Ili 369)  

Das erstinstanzlich zuständige Bezirksgericht hatte  B. die  
unentgeltliche Rechtspflege bewilligt und ihm einen unent-
geltlichen Rechtsbeistand bestellt.  In der  Folge hatte  die  Ge-
genpartei  A. AG  eine Sicherheit für ihre Parteikosten sowie  
die  Abweisung  des  Gesuchs um unentgeltliche Rechtspflege 
verlangt. Das Bezirksgericht hatte das Sicherstellungsgesuch 
abgewiesen und  die  unentgeltliche Rechtspflege weiterhin 
bewilligt. 

Auf  die  dagegen erhobene Beschwerde war das Oberge-
richt  des  Kantons  Aargau  mangels Bezifferung  des  Streit-
werts nicht eingetreten. Das Bundesgericht hatte diesen 
Entscheid aufgehoben und  die  Sache zur neuen Entschei-
dung zurückgewiesen. Daraufhin hatte das Obergericht  B. 
die  unentgeltliche Rechtspflege für  die  Gerichts- und eige-
nen Parteikosten mit Wirkung  ex  tunc entzogen, ihn jedoch 
weiterhin  von der  Pflicht zur Leistung  des  Gerichtskosten-
vorschusses und  der  Sicherheit fdr eine allfälligen Parteient-
schädigung befreit. 

Gegen diesen Entscheid gelangte  die A. AG  erneut ans 
Bundesgericht und beantragte, dass auch  die  Befreiung  von 
der  Pflicht zur Leistung einer Sicherheit für  die  Parteient-
schädigung aufzuheben sei. Das Bundesgericht stellte zu-
nächst fest, dass  es  sich beim angefochtenen Entscheid um 
einen Zwischenentscheid handle, dessen Anfechtung nach  
Art. 93  Abs.  1 lit. a  BGG zulässig sei. Danach befasste  es  sich 
inhaltlich mit  der  Beschwerde. Dazu führte  es  aus, dass 
einer Partei, welche  die  Prozesskosten teilweise selber auf-
bringen könne,  die  unentgeltliche Rechtspflege nur im 
nicht  von  ihr selber finanzierbaren Umfang zu gewähren 
sei.  Die  Gestaltungsmöglichkeiten bei einer solchen, bloss 
teilweisen Gewährung seien  in der  Lehre allerdings sehr 
umstritten, wenn zusätzlich eine Sicherheitsleistung für 
eine allfällige Parteientschädigung zur Debatte stehe. 

Dazu erwog das Gericht, dass  es  nicht sachgerecht er-
scheine, wenn  die  Vorschusszahlung nur für  die  Gerichts-
kosten, nicht aber auch für  die  Parteientschädigung  der  
Gegenpartei verwendet würde. Eine derart selektive Be-
schränkung  des  Teilanspruchs auf  die  Befreiung  von der  Si-
cherheitsleistung würde dem Wortlaut  von Art. 118  Abs.  1 
lit. a  ZPO entgegenlaufen,  der die  Vorschuss- und Sicher-
heitsleistungen auf  die  gleiche Stufe stelle. Hingegen sei  die  
Befreiung sowohl  von der  Bevorschussung  der  Gerichtskos-
ten als auch  von der  Sicherstellung  der  Parteikosten  der  Ge- 

genpartei zulässig. Folglich habe  die  Vorinstanz ihr Er-
messen pflichtgemäss ausgeübt und  den  ihr zustehenden 
Spielraum nicht überschritten. 

Zur Begründung fügte das Gericht  an, die  Gegenpartei 
einer unter vollständiger unentgeltlicher Rechtspflege pro-
zessierenden Partei führe  den  Prozess ohne Sicherung.  Dies  
sei  der  Gegenpartei einer nicht gänzlich mittellosen Partei 
gleichermassen zuzumuten.  Der  Verlust  des  Schutzes vor 
dem Insolvenzrisiko sei  in  beiden Fällen als Konsequenz  
des  Anspruchs auf Zugang  der  grundsätzlich kautions-
pflichtigen Partei zum Gericht  in  Kauf zu nehmen. 

Das Bundesgericht wies daher  die  Beschwerde ab. 

Kommentar 

Das Bundesgericht kommt zusammen mit einem Teil  der  

Lehre zum Schluss, dass  es  im Rahmen  der  Vorschuss-

und Sicherheitsleistungen ausgeschlossen sein soll,  den  

Gerichtskostenvorschuss voll zu fordern,  die  Kaution hin-

gegen zu erlassen (GАssER/RIскLI, Schweizerische Zivil-

prozessordnung [ZPO], 2.Aufl., Zürich/St.Gallen  2014, 

Art. 118  ZPO  N  5).  Ein anderer Teil  der  Lehre erachtet  es  da-

gegen als unzulässig,  die  unentgeltliche Rechtspflege nur 

für  die  Sicherstellung  der  Parteikosten  der  Gegenpartei zu 

gewähren, für  die  Gerichtskosten und Kosten  der  unent-

geltlichen Verbeiständuпg hingegen zu verweigern, da 

sich  die  unentgeltliche Rechtspflege ansonsten einseitig —

unter Schonung  der  Staatskasse—zu Lasten  der  Gegenpar-

tei auswirke  (BK  ZPO-BuHLER, Art.118 ZPO  N  123). 

Der  Entscheid legt nachvollziehbar dar, dass im Ergebnis 

gegebenenfalls auch  der  Staat — mangels Einforderung 

eines Gerichtskostenvorschusses — einen Ausfall erleiden 

würde. Eine einseitige Privilegierung gegenüber dem Pro-

zessgegner wird somit vermieden. Zudem wird auch  der  

Zweck  der  unentgeltlichen Rechtspflege berücksichtigt. 

Diese soll ihrem Grundgedanken nach  der  bedürftigen Par-

tei  den  Zugang zum Recht gewährleisten und nicht  die  ver-

mögende Gegenpartei vor Risiken bewahren (BGE  122 I 

322  E.  2 c).  
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